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ETTLINGER ZEITUNG
Erscheinungsweise : Täglich' mittags
außer sonntags . — Durch ' die Post
1 .90 DM , zuzüglich 54 Pfg . Zustell¬
geld. — Einzelnummer 15 Pfg . — Frei
Haus 2 .20 , im Verlag abgeholt 1 .90 DM

$a&Md)er gattfomaim
gegtilnbet 1896

(SüfttoiuftiK $ eimat $cinmg
für bett SHbgan

Anzeigenpreise: die 6-gespaltene Milli¬
meterzeile 15 Dpf. — (Preisliste Nr. 1 .)
Abbestellungen können nur bis 25 . auf
den Monatsersten angenommen werden .
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Bnndesscbatz-Konferenz in Bonn
Adenauer unterrichtete Länderinnenminister und Regierungschefs .

Polizei der Bundeshauptstadt alarmbereit

Umfassendes Jugendwerk geplant
Unterstützung durch die US-Hohe -Kommission

Bonn (UP ) . Ein umfassendes Jugendwerk
wird gegenwärtig von allen beteiligten Mini¬
sterien und dem Bundestagsausschuß für Ju¬
gendfürsorge vorbereitet . Wie dazu aus dem
Jugendausschuß verlautet , hat die amerika¬
nische Hohe Kommission den deutschen Stel¬
len ihre Unterstützung zur Verwirklichung
des Jugendwerks zugesagt Im Rahmen dieser
Vorarbeiten wird zur Zeit vom Ausschuß für
Jugendfürsorge ein Plan ausgearbeitet , nach
dem bis Ende dieses Jahres im Gebiet der
Bundesrepublik rund 17 000 Wohnplätze in
Jugendwohnheimen geschaffen werden sollen .

Der Entwurf des neuen Preisgesetzes
Katalog noch verhandener Preisbindungen
Bonn (UP) . Der Ausschuß für Wirtschafts¬

politik des Bundestages hat die Beratungen
über das neue Preisgesetz abgeschlossen . Der
neue Entwurf bringt einen genauen Katalog
aller noch auf dem Gebiet der Preisbindung
gültigen Vorschriften sowie eine Aufstellung
über die preisgebundenen Waren und Erzeug¬
nisse. Der Ausschuß hofft, im Plenum für den
Entwurf eine Mehrheit zu erhalten . Nach der
im Ausschuß beschlossenen Fassung bleiben
die Preise für bestimmte landwirtschaftliche
Erzeugnisse, darunter Brot , Brotgetreide,
Fett , Zucker und öl , weiterhin gebunden.
Auf industriellem Gebiet sollen Kohle, Koks ,
Gas , Elektrizität , Wasser und Treibstoff preis-
gebunden bleiben. Auch die Mieten sollen
— ausgenommen für die im Wohnungsbauge¬
setz besonders genannten Fälle — preisge¬
bunden bleiben , während die Preise im Be¬
herbergungsgewerbe und für den Verkauf
oder die Verpachtung landwirtschaftlicher
Grundstücke freigegeben wurden.

Auch auf dem Gebiete des Filmverleihs
bleiben die Preise zunächst gebunden, jedoch
hat der Ausschuß bis 31 . Dezember 1950 eine
Neuordnung des zur Zeit völlig überbesetzten
Verleihwesens verlangt . Auch bei der Kraft¬
fahrzeugversicherung sowie bei den Post-
und Verkehrstarifen wird die bisherige Preis¬
bindung aufrechterhalten . Der Ausschuß Vor¬
sitzende betonte , daß die Verordnung über die
Preisauszeichnung weiterhin bestehen bleibt
Die Länder wurden aufgefordert , der Preis¬
auszeichnung künftig größere Aufmerksam¬
keit zu schenken.

Erneut vertragloser Handels-Zustand
Kontrolle des Ost -Westhandels beschlossen
Berlin (UP ) . Das Frankfurter Abkommen

über den Interzonenhandel zwischen der
Bundesrepublik und der Sowjetzone läuft am
30 . September endgültig ab. Eine Verlänge¬
rung des Vertrages findet bis auf weiteres
nicht statt , wie der Leiter der Interzonen-
Treuhandstelle in Berlin, Dr. Kaumann, be¬
kanntgab . Zwischen der Bundesrepublik und
der Ostzone herrscht damit wieder ein ver-
tragsloeer Zustand.

Die Bundesregierung verabschiedete den
Entwurf einer Anordnung über die Kontrolle
des Warenverkehrs zwischen der Bundesre¬
publik und den sowjetisch besetzten Gebieten
Deutschlands. Es ist vorgesehen, daß die
Grenzkontrollstellen alle Warensendungen aus
der Oostzone und aus dem Ostsektor Berlins
an Zollstellen innerhalb der Bundesrepublik
zur Kontrolle auf eventuelles Schmuggelgut
weiterleiten können.

Letzte Warnung an die Unruhestifter
Arnold : Es wird mit aller Strenge vorgegangen

Düsseldorf (UP) . Eine letzte Warnung,
„an jene, die glauben, daß sie sich in unge¬
setzlicher Weise über die erlassenen Verbote
hinwegsetzen können“

, erließ der nordrhein¬
westfälische Ministerpräsident Arnold über
den Rundfunk . Trotz des Verbotes, die ge¬
planten FDJ-Treffen abzuhalten , sei nach po¬
lizeilichen Feststellungen damit zu rechnen,
so betonte Arnold, daß die KPD und ihre Un¬
terorganisationen in verschiedenen Städten
des Landes versuchen werden , ungesetzliche
Demonstrationen und Aufmärsche zu veran¬
stalten . Derartigen Absichten werde mit aller
Strenge und ohne Nachsicht entgegengetreten.
„Die Demokratie ist nicht die Staatsform des
politischen Selbstmordes“

, sagte Arnold ab¬
schließend,’ „wir können unter keinen Um¬
ständen zulassen, daß das geistige und sittli¬
che Gefüge des Staates und der öffentlichen
Ordnung angegriffen wird“.

Alle Veranstaltungen der FDJ und ihrei
Tamorganisationen in geschlossenen Räu¬
men sind am Freitag von der Landesregierung
Nordrhein-Westfalen verboten worden. Ver¬
anstaltungen unter freiem Himmel sind be¬
reits seit längerer Zeit untersagt .

„Obwohl die Landesregierung alle Veran¬
staltungen und Kundgebungen der KPD und
ihrer Tamorganisationen für den 1 . Oktober
verboten hat , verdichtet sich immer mehr das
Gerücht , daß von politisch extremen Gruppen
dennoch versucht werden wird , Kundgebun¬
gen durchzuführen“ , heißt ee in einer am
Freitag veröffentlichten Verlautbarung der
schleswig-holsteinischenLandesregierung. „Die
Polizei hat Weisung, das Verbot der Landes¬
regierung durchzusetzen. Es ergeht deshalb an
alle die Bitte, politischen Demonstrationen,
Kundgebungen und Aufläufen femzublerben“.

Bonn (LP ) . Vierhundert Polizisten und
entsprechend starke Reserven werden von
Samstagmorgen bis zum Montag in Bonn in
erhöhter Alarmbereitschaft liegen. Die Bonner
Polizei ist bereit , allen angekündigten De¬
monstrationen der Kommunisten entgegenzu¬
treten . „Wir sind auf alle Möglichkeiten vor¬
bereitet“, betonte ein führender Polizeibeam¬
ter, „Überraschungen kann es für uns nicht
geben .“

Wichtige Polizei- und Sicherheitsfragen ste¬
hen in Bonn im Mittelpunkt einer zweitägi¬
gen Konferenz des Bundeskanzlers mit den
Ministerpräsidenten und Innenministern der
Länder am Samstag und Sonntag. Dr. Aden¬
auer will die Länderchefs und ihre Innenmi¬
nister über die Beschlüsse der New Yorker
Konferenz und die nachfolgenden Erläuterun¬
gen der alliierten Hohen Kommissare zum
Problem eines mobilen Bundesschut¬
ze s in Stärke von 30 000 Mann unterrichten .
Gleichzeitig will sich der Kanzler mit der
Auffassung der Länder zu dieser Frage be¬
kanntmachen und seine eigenen Gedanken
vortragen . Aus der „Synthese“ dieser ver¬
schiedenen deutschen und alliierten Vorstel¬
lungen über Charakter und Verwendung der
neuen Schutzpolizei hofft Dr. Adenauer dann
auch zu einer Einigung mit den Ländern über
die Weisungsbefugnis für diese 30 000 Mann
Bundesschutz zu kommen.

Maßgebliche Persönlichkeiten in Bonn hal¬
ten es für möglich , daß der Bundeskanzler
im Verlauf dieser Besprechungen Vorschlä¬
gen wird , den im Artikel 91 des Grundgeset¬
zes vorgesehenen Notstand bereits als ge¬
geben anzusehen. Das würde dem Bund die
Möglichkeit geben, schon jetzt gewisse Wei¬
sungsbefugnisse über den Bundesschutz aus¬
zuüben. Der mobile Bundesschutz soll nach
den Wünschen der Alliierten eine „Länder¬
polizei mit allen Vorteilen einer Bukdespoli-
zei“ sein , an sich aber den Ländern unterste¬
hen. Der französische Hohe Kommissar Fran -
Qois -Poncet hatte bereits angekündigt, daß
rund 7000 Mann des Bundesschutzes zur dau¬
ernden Verfügung des Bundes stehen sollen.
Diese Einheiten hätten damit praktisch den
Charakter einer Bundespolizei.

Wenn die Länder sich mit der Anwendung
des Notstandsartikels des Grundgesetzes ein¬
verstanden erklären sollten, würde dies die
Bundesregierung der Verfassungsänderung
entliehen, die notwendig wäre , um die Schutz -

Das tägliche „Nein“ aus Frankreich
N e w Y o r k (UP ) . Der holländische Außen¬

minister Dirk v . Stikker erklärte bei seiner
Abreise aus New York, er befürworte die
Verwendung deutscher Einheiten im Rahmen
einer gemeinsamen europäischen Streitmacht.
Gleichzeitig wird die Einbeziehung deutscher
Kontingente in eine Europa-Armee in einer
Resolution gefordert , die der Parteivorstand
der britischen Konservativen der am 12. Ok¬
tober beginnenden Parteikonferenz in Black¬
pool unterbreiten wird.

Wenn Westeuropa eine starke Verteidigungaufbauen wolle, so müsse es Westdeutschland
ermöglichen , auf ehrenvoller Grundlage dar¬
an teilzunehmen, erklärte der holländische
Außenminister und stellte ausdrücklich klar ,daß er keine unabhängige deutsche Armee
wünsche .

Frankreich :
Lieber mit Moskau sprechen . . .
Salomon Grumbach spricht sich in der

sozialistischen „Populaire“ für Besprechungenmit der Sowjetunion aus, um eine deutsche
Wiederbewaftnung vermeiden zu können.Grumbach trifft außerdem die Feststellung,daß keineswegs Frankreich allein, sondern
eigentlich alle Mächte einer eventuellen deut¬
schen Wiederbewaffnung mit einem gewissen
Unbehagen gegenüberstünden , obwohl eine
Mitarbeit Westdeutschlands an der Verteidi¬
gung des Westens im Schlußkommunique des
Atlantikpaktrates angekündigt wurde . Frank¬
reich solle sich auch fernerhin gegen die Wie¬
derauferstehung einer deutschen Armee wen¬
den . Es hieße die öffentliche Meinung täu¬
schen , wenn man den Glauben erwecken wolle,
daß sich die deutsche Aufrüstung , wenn sie
schon einmal begonnen werde , nur auf einige
Divisionen ohne eigenen Generalstab , und ohne
selbständiges Oberkommando beschränken
würden.

England sagt : Kurzsichtig
.Kurzsichtig“ nennt Englands führende

Wirtschaftszeitung „Economist“ die franzö¬
sische Haltung zur Frage einer Wiederbewaff¬
nung Deutschlands. Die Franzosen seien kurz¬
sichtig , wenn sie nicht erkennen , daß der Vor¬
schlag Achesons (für eine deutsche Beteili¬
gung) nichts anderes sei, als der erste Ver-

poiizei in „normalen Seiten " dem Lur.ü zu
unterstellen .

Gespräch mit Frangois - Poncet
Bundeskanzler Dr. Adenauer empfing in¬

zwischen den französischen Hohen Kommissar
Frangois-Poncet und dessen Stellvertreter
Berward zu einem Essen. Im Verlauf der Zu¬
sammenkunft wurden zahlreiche politische
Tagesfragen erörtert . Nach dem britischen
Hohen Kommissare Kirkpatrick ist Frangois-
Poncet der zweite Vertreter der alliierten Ho¬
hen Kommission, der vom Bundesk^ rrir
nach der New Yorker Außenministerkome-
renz zu einem offiziellen Essen empfangen
wurde. Der amerikanische Hohe Kommissar
McCloy wird wahrscheinlich in der kommen¬
den Woche Gast des Bundeskanzlers sein .

Kabinetts - Beschlüsse
In ihrer Freitagssitzung lehnte die Bundes¬

regierung einen Vorschlag des Bundesrates
ab, das Gesetz über die Rechtsstellung der
vertriebenen Beamten und ehemaligen Wehr¬
machtsangehörigen auch in Berlin anzu¬
wenden. Eine Verfügung des Jahres 1941,wodurch Dividenden auf höchstens sechs
Prozent beschränkt wurden , hob das Kabinett
durch Annahme eines entsprechenden Gesetz¬
entwurfes auf. Durch eine Anordnung des
Bundespräsidenten , die das Kabinett gleich¬falls billigte, wurde das Begnadigungs¬recht für alle Fälle, die nicht Dienstent¬
lassung oder Aufhebung der Ruhegelder be¬
treffen , an die obersten Behörden übertragen .

Verfassungs-Schutzgesetz verkündet
Bundesoberbehörde arbeitet von Köln aus
Bonn (UP ) . Das Gesetz über die Zusam¬

menarbeit des Bundes und der Länder zum
Schutze der Verfassung wurde am Freitag von
der Bundesregierung im Bundesgesetzblatt
verkündet und tritt mit dem gleichen Datum
in Kraft . Mit dem Schutz der Verfassung wird
in dem Gesetz als Bundesoberbehörde das
„Amt für Verfassungsschutz“ beauftragt , das
nach zuverlässigen Informationen bereits am
1 . Oktober in Köln seine Arbeiten aufneh¬
men wird. Die Aktionen dieses Amtes sind
nach Ansicht politischer Kreise Bonns haupt¬
sächlich gegen Kommunisten, kommunistische
Tarnorganisationen und neofaschistische Ele¬
mente gerichtet. Das Amt untersteht dem
Bundesminister des Innern .

Bedenkliches Schielen nach dem Kreml
such einer der Besatzungsmächte, einer deut¬
schen Forderung von größerer Bedeutung vor¬
zugreifen.

Nicht vor Ende nächster Woche
Neues Petersberg -Protokoll in Sicht

Bonn (UP) . Die ersten deutsch-alliierten
Ausschüsse zur Vorbereitung eines neuen
Petersberg -Protokolls werden kaum vor Ende
nächster Woche ihre Arbeit aufnehmen, ver¬
lautet in Bonn . Die Bundesregierung wird
die Ernennung der deutschen Kommissions¬
mitglieder nicht vor Mitte kommender Woche
vornehmen. Wahrscheinlich werden vier
deutsch-alliierte Kommissionen eingesetzt, de¬
ren erste sich mit dem Wortlaut des zweiten
Petersberger Abkommens und den alliierten
Zugeständnissen und deutschen Vorleistungenbefassen wird. Der zwei « Ausschuß will die
Beendigung des Kriegszustandes behandeln,die dritte Kommission wird sich mit dem Pro¬
blem der deutschen Auslandsschulden be¬
schäftigen, während der vierte Ausschuß Po-
lizeifragen erörtern soll .

Deutsche Politiker hoffen , daß das zweite
Petersberger Abkommen einen ersten
Schritt a’.if dem Wege zur Ablösung des
Besatzungsstatuts durch mehrseitige Verträge
bilden wird. Es sei nach wie vor das Bestre¬
ben der Bundesregierung, verlautet aus der
Umgebung Dr . Adenauers, das Besatzungssta¬tut nach und nach durch Vertragswerke zu
ersetzen. Die Arbeiten der Kommissionen
werden sich vermutlich über einen längeren
Zeitraum hinziehen.

Bei den Beratungen dürfte das Problem der
Rechtsnachfolge des Reiches oder seiner Teile
einen gewichtigen Raum einnehmen. Die
Bundesregierung hat daher den bekannten
Völkerrechtler, Professor Kaufmann , mit
ier Beratung in völkerrechtlichen Fragen be¬
auftragt. Professor Kaufmann hat seine Tätig¬
keit vorläufig im Bundeskanzleramt aufge¬
kommen.

Erhard fährt nach Paris . Bundeswirtschafts-
minister Erhard wird zu einem zweitägigen
Aufenthalt nach Paris fahren , um mit füh¬
renden handelspolitischen Sachverständigen
des französischen Wirtschaftsministeriums zu¬
sammenzutreffen.

„mehlte “
, aber Keine Einigung

Der Leiter der deutschen Schumanpian - Dele -
gation in Paris , Staatssekretär Ha llsteln ,
berichtete Bundeskanzler Adenauer einge¬
hend über den Stand der Sechsmäcäiteverhand -
lungen zur Bildung einer Montanunion .

Von unserem Korrespondenten

H . B . Paris
Fragt man irgend ein Mitglied der sechs

Delegationen, die an den Pariser Schuman-
plan-Verhandlungen teilnehmen , nach dem
Stande der Diskussion, dann erhält man immer
die gleiche Antwort : „Die Verhandlungen ma¬
chen gute Fortschritte . Wir behandeln jetzt
besonders eingehend diesen oder jenen Punkt
und hoffen , etwa Mitte Oktober unser Pro¬
jekt den Regierungen vorlegen zu können .“
Wenn man dann weiterfragt , ob schon Eini¬
gung bestehe und über welche Punkte , dann
lautet — mit einigen Nuancen — auch hier
die Antwort : „Eine endgültige Einigung be¬
steht bisher in keiner Frage , wohl aber be¬
stehen in diesen und jenen Fragen verschie¬
dene Einigungsmöglichkeiten.“

Der ganze Fragenkomplex ist so ungeheuer
verwickelt, da er politische, wirtschaftliche
und soziale Probleme durcheinanderwirbelt ,
staatliche und private , Arbeitgeber- und Ar¬
beitnehmer- , nationale und europäische Inter¬
essen berührt , Politiker und Wirtschaftler ,
und unter letzteren wieder Praktiker und
Theoretiker , auf den Plan ruft , daß es selbst
den Delegationsführern immer schwerer ge¬
worden ist, einen einigermaßen klaren Über¬
blick über die Gesamtverhandlungen zu be -
haiten . Und so wird der Journalist von einem
Spezialisten zum andern gehetzt, von denen
jeder versichert, daß man zwar einer Lösung
nähergekommen sei , aber noch verschiedene
Möglichkeiten offenständen, einesteils weii
noch Meinungsverschiedenheiten bestünden ,
anderenteils weil man eben den Arbeiten der
anderen Fachausschüsse und ihren Ergebnis¬
sen Rechnung tragen müsse. Man komme vom
Einzelnen ins Hundertste und vom Hundert¬
sten ins Tausendste. Aber die Stunde nahe,
wo man sich zu einem grundsätzlichen Be¬
schluß aufraffen und aus den in diesen lan¬
gen Wochen ausgearbeiteten Lösungen die
herausgreifen müsse, die sich zu einem poli¬
tisch haltbaren und wirtschaftlich vernünfti¬
gen , realisierbaren Vertrag zusammenfügen
lassen. Aber ganz so weit sind wir in diesen
letzten Septembertagen noch nicht.

Seit der Wiederaufnahme der Verhandlun¬
gen Anfang September haben vor allem die
Wirtschaftler das Wort, nachdem man woenen -
lang die politischen Ideen zu fixieren gesucht
hat und auf diesem Gebiet einer Einigung
auch ziemlich nahegekommen ist. Das Prinzip
des „übernationalen “ Charakters der .hohen
Behörde“ und der „beratenden “

, aber nicht
Kontrollbefugnisse der Ministerbehörde, steht
fest, ebenso der Grundsatz , daß die hohe Be¬
hörde einer etwa hundertköpfigen Versamm¬
lung gegenüber verantwortlich sein soll . Über
die Zusammensetzung und die Wahlmodali¬
täten dieser Versammlung liegen einige nicht
allzu sehr auseinandergehende Vorschläge
vor, desgleichen über die Struktur des beson¬
deren internationalen Schiedsgerichtshofes,der bei etwaigen Differenzen angerufen wer¬
den kann und in bestimmten Fällen sogar
die Macht der Entscheidung haben wird , vor
allem bei Differenzen zwischen den nationa¬
len Regierungen und der hohen Behörde.

Aber diese politischen Fragen treten gegen¬
wärtig stark zurück hinter den rein materiel¬
len Problemen, denn die hohe, idealistische
Idee des Schumanplans soll und muß ja etWas
sehr Materielles zur soliden Grundlage haben :
einheitliche Produktions- und Marktverhält¬
nisse für die drei Grundprodukte Kohle,Stahl und Eisen in den sechs Teilnehmerlän¬
dern , d. h . einheitliche Preise . Davon sind wir
heute weit entfernt Die belgischen Kohlen¬
preise sind zum Beispiel doppelt so hoch wie
die westdeutschen, die italienischen Stahl¬
preise ebenfalls doppelt so hoch wie die west¬
deutschen. Die französischen Preise liegen un¬
gefähr in der Mitte zwischen den belgischen
und den westdeutschen.

In allen Ländern hat man , um einen Freis-
ausgleich zu erzwingen, zu dem Mittel der
Schaffung von Preisausgleichskassen gegriffen.
Eine solche Lösung ist natürlich auch für den
Montanpakt die naheliegende. Aber die west¬
deutsche Wirtschaft müßte dann mit ihren
niedrigsten Preisen die Rechnung bezahlen,
die von deutscher Seite auf rund 300 Millio¬
nen DM geschätzt wird , wenn als Basis des
europäischen Einheitspreises der deutsche
Preis festgelegt würde . Das hätte zwar den
Vorteil, daß das innerdeutsche Preisgefüge
nicht in Aufwärtsbewegung käme, also direkte
Teuerungsursachen aus dem Montanpakt in
Westdeutschland nicht entstünden , aber di«
deutsche Industrie eiklärt sich außerstande ,
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eine derartige Summe in die Ausgleichskasse
zu zahlen. Auch wenn der Ausgleichsfondsmit
Staatsgeldern finanziert werden würde, wie
die Franzosen neuerdings angeregt haben
würde das Problem nur verschoben werden,
denn die Allgemeinheit müßte dann zur Fi¬
nanzierung des Pools beitragen.

Auf deutscher Seite ist man darum der An¬
sicht , daß man mit der Verwirklichung eines
Einheitspreises progressiv Vorgehen sollte ,
schon weil die gegenwärtige Hochkonjunktur
zu einer Sofortmaßnahme nicht zwingt. Eisen
und Stahl werden heute bekanntlich zu jedem
Preise gekauft . Das deutsche Argument ist
um so stichhaltiger, als der Schumanplan be¬
kanntlich die schrittweise Anpassung teurer
Produktionen an die gemeinsamen Produk¬
tionsbedingungen und die Stillegung unren¬
tabler Betriebe und ihre Umstellung vorsieht.
Es ist aber kaum denkbar , daß bei der gegen¬
wärtigen Konjunktur , schon im Interesse dex
europäischen Aufrüstung , an die Stillegung
auch nur eines einzigen Betriebes ernstlich
gedacht wird, am wenigsten in Frankreich.
Auch die Rationalisierungsmaßnahmen zur
Verbilligung der Produktion werden unter
den heutigen Umständen auf schlechtere Kon¬
junkturzeiten verschoben werden müssen, da
es vor allem darum geht, rasch und viel zu
produzieren.

Preisausgleich, Rationalisierung und Still¬
legung bzw. Umstellung unrentabler Betriebe
soll nach dem Grundgedanken des Schuman-
plans Hand in Hand gehen. Aber nur das
erstere sofort verwirklichen zu wollen, wäh¬
rend man die übrigen Maßnahmen notgedrun¬
gen — wie wir gerne zugeben wollen — auf
die lange Bank schiebt , das würde bedeuten,daß die deutsche Industrie vorläufig allein die
Kosten zu tragen hätte . In diesem wichtigen
Punkte muß eine Lösung gefunden werden,
die den wirtschaftlichen Interessen aller be¬
teiligten Staaten Einigermaßen gerecht wird.

Peinliche Funde bei der KPD
„Rückversicherer“-Verzeichnis beschlagnahm!

Münster (UP) . Die Büroräume der kom¬
munistischen Partei sowie mehrere Woh¬
nungen kommunistischer Funktionäre sind am
Freitag in Münster auf Anordnung britischer
Stellen von der deutschen Polizei durchsucht
worden. Nach Mitteilung der Polizei wurden
u . a . rund 30 000 Flugblätter und Broschüren,
die zur Teilnahme an den verbotenen FDJ-
Kundgebungen und zur Unterschriftenab¬
gabe für die Ächtung der Atombombe auf¬
riefen, beschlagnahmt. Bei den beschlagnahm¬
ten Sachen des Parteibüros sollen sich nach
zuverlässigen Mitteilungen zahlreiche Listen
befunden haben , in denen in langer Reihe die
Namen von Personen aufgeführt waren , die
in irgendeiner Weise mit der KPD zusam¬
mengearbeitet haben sollen . Die Polizei ist
der Ansicht , daß sie damit ein vollständiges
Verzeichnis der KPD - Mitglieder, KPD -
Freunde und „Rückversicherer“ in die Hand
bekommen habe.

Bestrafung der Steuergeldverschwender ge¬
fordert . Der „Bund der Steuerzahler“

, Sitz
Stuttgart , fordert in einer Veröffentlichung
strenge Bestrafung aller , die für die „Ver¬
wendung von nicht zu verantwortenden Sum¬
men für die Ausstattung der Bundesministe¬
rien“

, verantwortlich seien.
Einwanderungsbeschränkungen nach Kanada

aufgehoben. Die kanadische Regierung hat die
Einwanderungsbeschränkungen für Deutsche
nach Kanada aufgehoben.

Edmund, Sabott .
Der Anqcklaqle
sdiwelqt . . .

Copgrigth , by Vertagshaus Reutlingen Oertel £ Sporer

18. Fortsetzung.
Sie sollten sich vor Augen halten , daß alles,

was hier geschehe , der Erforschung der Wahr,
heit diene, und daß weder Neigungen noch Ab-
neigungen, weder persönliche Empfindsamkei.
ten noch sonstweiche Rücksichten sie bestim-
men dürften , etwas zu verschweigenoder Fal.
sches auszusagen. Darauf schickte er alle hin¬
aus und bat sie , auf dem Flur zu warten.

Nach einigen belanglosen Fragen an Lönne ,
an denen sich auch der Staatsanwalt beteiligte,
wurde als erste Zeugin Fräulein Gerda Schlü¬
ter hereingerufen. Sie war eine kleine, zier¬
liche Dame, blond, dunkeläugig und recht
hübsch . Sie sah gescheit und selbstbewußt aus.

Sie schien einige Erfahrung als Zeugin zu
haben, denn sie gab , ohne gefragt zu werden,
rasch ihre Personalien an : „Gerda Schlüter,
sechsundzwanzig Jahre , unverheiratet , von
Beruf Dekorateurin.“ Sie arbeitete für ein gro¬
ßes Modenhaus in der Leipziger Straße und
wohnte seit etwa drei Jahren am Kurfürsten¬
damm in demselben Hause und auf demselben
Flur wie Hartung . Ihre Wohnung bestand aus
anderthalb Zimmern. Mit dem Angeklagten
war sie weder verwandt noch verschwägert.

Wohlfahrt nickte ihr anerkennend zu, weil
sie so flott und klar antwortete . „Sie sind es
also gewesen , Fräulein Schlüter“

, begann er.
„die den Angeklagten oben auf dem Treppen¬
flur angehaltep hat und ihm bis zur Haustür
nachgelaufen ist, als er fliehen wollte. Beyor
Sie uns das genau erzählen, möchte ich von
Ihnen hören, ob Sie mit Hartung näher be¬
kannt waren, und welchen Eindruck Sie von
ihm hatten .“

am 38. Breitengrad
Weilere Kolonnen nähern sich der früheren Landesgrenze - Kein zusammenhängender

Widerstand mehr - Konju und Samtschok zurückerobert

Tokio (UP ) . Noch rascher als erwartet
wurde, haben südkoreanische Truppen den
38. Breitengrad erreicht. Die an der Ostküste
vorstoßende 3. südkoreanische Division hat
das Rennen gemacht. Die Meldung hierüber
stammt von UP -Korrespondent Corrdry , der
in einem amerikanischen Transportflugzeug
am Freitag nachmittag das Gelände am 38.
Breitengrad , der Demarkationslinie zwischen
Süd- und Nordkorea, überflog. Der Beobach¬
ter des Flugzeugs stellte eindeutig fest, daß
Artillerieeinschläge, die vom Flugzeug aus
deutlich zu sehen waren , auf einem Hügel
lagen, der von der Demarkationslinie ge¬
schnitten wird.

Weiter landeinwärts konnten auf einer
Front von fast 80 Kilometern Breite weitere
südkoreanische Marschkolonnen beobachtet
werden, die Punkte zwischen 20 und 40 Kilo¬
metern vom 38 . Breitengrad entfernt erreicht
haben . AmerikanischeInfanterieverbände sind
am Freitag mit Panzerunterstützung von Tae-
jon aus zum Angriff angetreten und haben
den K u m - Fluß erreicht . Die Stadt Konju
wurde von ihnen besetzt. Sie stießen auf
keinen nennenswerten Widerstand . Die 3 . süd¬
koreanische Division meldete zur gleichen
Zeit , daß sich die an der Ostküste liegende
Stadt Samtschok seit Freitag nachmittag
festen südkoreanischer Hand befindet.

Was geschieht nun ?
Vom Hauptquartier der 8 . amerikanischen

Armee wurde bekanntgegeben, daß die süd¬
koreanischen Truppen Anweisung erhalten
hätten , bis zum 38. Breitengrad vorzurücken
und dort haltzumachen .. Ein militäri¬
scher Sprecher sagte dazu, daß diese durch
militärische Berater ergangene Anweisung
als Befehl an die Südkoreaner ausgelegt wer¬
den könne, die Demarkationslinie nicht zu
überschreiten. Bekanntlich hatte der Präsi¬
dent der südkoreanischen Republik noch vor
einigen Tagen erklärt , seine Truppen wür¬
den nicht vor der Demarkationslinie halt¬
machen .

Das rasche Vordringen der Südkoreaner be¬
stätigt die Berichte, daß der organisierte Wi¬
derstand der Kommunisten in Südkorea auf¬
gehört hat . Die einzige Ausnahme bildeten
zwei nordkoreanische Angriffe im Osten und
Nordwesten von Seoul . Sie wurden von Nach¬
huten geführt , die sich offenbar nicht rasch
genug nach Norden zurückziehen konnten . Im
Südwesten der koreanischen Halbinsel nimmt
die Säuberung des großen Kessels ihren Fort¬
gang. 30 000 Kommunisten sollen sich noch im
Kessel befinden.
Syngman Rhee wieder eingesetzt

Der Oberbefehlshaber der Truppen der
Vereinten Nationen in Korea, General Mac -
Arthur , traf am Freitagmittag auf dem Flug¬
platz Kimpo bei Seoul ein. Kurz zuvor war
Präsident Syngman Rhee aus Pusan ange¬kommen. Nach einer großen Truppenparade
übergab MacArthur dem Präsidenten die
Hauptstadt Seoul mit den Worten: „Herr Prä¬
sident, meine Offiziere und ich werden uns
nur noch unseren militärischen Pflichten wid¬
men und überantworten Ihnen und Ihrer Re¬
gierung hiermit erneut die Aufgaben der zi¬
vilen Verwaltung.“ General MacArthur ist
inzwischen wieder nach Tokio zurückgekehrt .UP-Korrespondent Gene Symonds berich¬
tet aus dem am Donnerstag zurückeroberten
Taejon, daß dort die sterblichen Überreste
von 30 bis 40 amerikanischen Kriegsgefange¬
nen und von über 300 Südkoreanem aufge¬funden wurden . Zwei überlebende Amerika¬
ner wurden gefunden. Einer von ihnen be¬

richtete, daß diese aneinandergebunden und
von hinten erschossen wurden.

Die Verluste in Korea
Das amerikanische Vertekiigungsministerium

veröffentlichte eine Liste über die amerikani¬
schen Gesamtverluste, ohne die Verluste bei
der Landungsoperation von Intschon zu be¬
rücksichtigen. Die Verluste betragen bis zum
22. September 17 222 Mann, darunter 2441
Tote, 11 050 Verwundete und 3959 Vermißte.
Von den Verwundeten sind später über 200
gestorben und in den Ziffern über die Toten
enthalten . Das britische Kriegsministeriumteüte mit , daß die Verluste der britischen
Truppen in Korea zwischen dem 23. und 28.
September 77 Mann betragen hätten . 12 Mann
seien gefallen, 63 verwundet und zwei ver¬
mißt.

Bevin fordert Weitermarsch
„Der 38. Breitengrad muß verschwinden!“
New York (UP) . Der britische Außen¬

minister Bevin äußerte kurz vor seiner Rück¬
reise nach England, daß die Verbände der
Vereinten Nationen den 38. Breitengrad über¬
schreiten sollten. Wenn es darum ginge, fuhr
der Außenminister fort, ein vereintes und
freies Korea herzustellen, dann müsse der
38. Breitengrad automatisch verschwinden. Es
sei die Zeit gekommen, Wahlen für ein ge¬eintes Korea abzuhalten. Man sollte von den
Koreanern stets als Koreaner sprechen und
nicht von Süd - oder Nordkoreanem.

Auch wenn Moskau nicht mitmacht
England wünscht Friedensvertrag mit Japan

London (UP) . Großbritannien hat sich
bereit erklärt , an Vorbesprechungen über den
Abschluß eines Friedensvertrages mit Japan
teilzunehmen, auch wenn die Sowjetunion
sich nicht an ihnen beteiligt, erklärte ein
Sprecher des britischen Außenministeriums.
Die ersten Besprechungenhierüber hätten be¬
reits in New York begonnen. Einer der
schwierigen Punkte solcher Verhandlungen sei
die unterschiedliche Auffassung einiger Staa¬
ten , besonders Australiens, gegenüber der von
den Vereinigten Staaten eingenommenen Hal¬
tung , Japan derart großzügige Friedensbe¬
dingungen zu gewähren, daß es wieder eine be¬
herrschende Stellung in Ostasien einnehmen
könne.

Mitglied zweier „Anti-Nazi -Gruppen “
Die Angeklagten in Brüssel sagen aus

Brüssel (UP ) . In der wieder aufgenom¬
menen Verhandlung gegen den ehemaligen
Militärgouvemeur von Belgien und Nord¬
frankreich , Generaloberst von Falkenhausen ,
erklärte dieser, daß er Mitglied zweier „Anti-
Nazi-Gruppen“ gewesen sei , gab aber zu , daß
er niemals irgend etwas gegen das Nazi-Re¬
gime unternommen habe . Er erklärte dann,
daß der mitangeklagte General Reeder einen
Rang innerhalb der Nazipartei innegehabt
habe und SS-Mann gewesen sei . „Reeder und
ich “, fügte er aber hinzu, „haben zusammen¬
gearbeitet , um die durch die Besatzung ent¬
stehenden Schäden zu mindern . Wäre Reeder
nicht an meiner Seite gewesen, hätte ich nie¬
mals meinen Posten in Belgien vier Jahre
lang bekleiden können.“

Die Generale Bertram und von Claer, die
ebenfalls angeklagt sind , Verbrechen gegen
die Menschlichkeitbegangen zu haben, sagten,
sie hätten nur befehle ausgeführt , v. Claer

erklärte , er habe im Kriege alles verloren,auch zwei von seinen drei Söhnen. „Aber“, so
betonte er dann , „ ich habe wenigstens meine
Ehre behalten .“

Sicherheitsrat lädt Rotchina ein
Formosa-Debatte Mitte November- McArthur

zu Kapitulationsverhandlungen ermächtigt
Flushing (UP) . Der Sicherheitsrat be¬

schloß mit 7 zu 3 Stimmen bei Stimmenthal¬
tung Ägyptens Delegierte des kommunisti¬
schen China aufzufordern, an der Debatte
über Formosa am 15. November teilzunehmen.
Der Präsident des Sicherheitsrates, Sir Jebb,
lehnte das Veto des Vertreters der chinesischen
Nationalregierung ab, wonach obiger Beschluß
ungültig sein sollte.

Die UN-Vollversammlung beschäftigte sich
mit Zuwahlen in den Sicherheitsrat an Stelle
ausscheidender Länder . Auch wurden die Mit¬
glieder des Wirtschafts- und Sozialrates sowie
des Treuhänderrates für 1951 gewählt.

McArthurs Vollmachten
Ein hoher Beamter der Vereinten Nationen

teilte mit , daß General McArthur ermäch¬
tigt sei , mit den Nordkoreanern im Namen
der Vereinten Nationen Kapitulationsverhand¬
lungen zu führen , solange diese müitärische
Fragen betreffen und nicht in die politische
Sphäre eingreifen . Was die Pläne für die Re¬
gelung des Nachkriegs-Korea angingen, so
würden diese wahrscheinlich vom politischen
Hauptausschuß der Vollversammlung der Ver¬
einten Nationen behandelt werden. Dem Aus¬
schuß soll eine von britischer Seite in Umlauf
gesetzte Resolution vorgelegt werden, die ein
von den Westmächten gutgeheißenes Pro¬
gramm für die Wiedervereinigung und die
Wiedergenesung Koreas enthält . In dieser Re¬
solution soll auch indirekt die Empfehlung
enthalten sein, den Truppen General McAr¬
thurs die Erlaubnis zum Überschreiten des 38.
Breitengrades zu erteilen , da sie die Feststel¬
lung enthalten soll , daß die Truppen, die den
38 . Breitengrad überschritten haben, „so bald
wie möglich “ zurückgezogenwerden sollten .

ECA-Chef zurückgetreten
Washington (UP) . Robert M. Hanes,der

Chef der ECA-Mission in Westdeutschland,
hat seinen Rücktritt eingereicht, wie ein Spre¬
cher der Marshallplan -Verwaltung in Wa¬
shington erklärte . Bisher sei noch keine Stel¬
lungnahme zu dem Gesuch erfolgt.

Entspannung in Österreich
Nur noch kleinere Streiks gemeldet

Wien (UP) . In Österreich macht sich ge¬
genwärtig nach drei Tagen kommunistischer
Streiks und Unruhen eine leichte Entspan¬
nung bemerkbar . Die Kommunisten haben
jedoch angekündigt , daß sie am Samstag er¬
neut zu Arbeitsniederlegungen auffordern
werden . Kleinere Streiks werden aus Linz in
der amerikanischen Zone und aus Graz in der
britischen Zone gemeldet. In allen sowjetisch¬
kontrollierten Betrieben Wiens und der So¬
wjetzone Österreichs haben die Arbeiter die
Arbeit wieder aufgenommen.

Die Polizei der österreichischen Stadt Graz
steht seit Freitagmorgen in Alarmbereitschaft,
um möglichen kommunistischen Störungsver¬
suchen bei der Eröffnung der Grazer Handels¬
messe vorzubeugen. Wie aus Kreisen der Po¬
lizei verlautet , wurden aus der Braunthal¬
grube bei Weiz größere Mengen Dynamit und
225 Sprengkapseln gestohlen. Es wird be¬
fürchtet , daß der Sprengstoff von Kommuni¬
sten entwendet wurde , um damit Anschläge
auf Regierungspersönlichkeiten zu verüben,
die bei den Eröffnungsfeierlichkeiten zugegen
sein werden.

Fräulein Schlüter hatte die Gewohnheit,
nicht sogleich zu antworten . Sie sah viel mehr
über den Vorsitzenden hinweg auf einen be¬
stimmten Punkt der holzverkleideten Wand
und überlegte, wobei sich ihre Unterlippe vor¬
schob. Das gab ihrem Gesicht einen drollig —
kindlichen Ausdruck. Dann kamen ihre Aus¬
sagen genau, klar und verständig . Eine vor¬
bildliche Zeugin.

Mit Hartung , sagte sie, sei sie nur wenig in
Berührung gekommen und immer aus uner¬
freulichen Anlässen. Er habe sich ja nicht
dauernd in Berlin aufgehalten , sondern seine
Wohnung nur als Absteigequartier benutzt

Die Art , wie sie dies Wort aussprach und be¬
tonte, ihr hochmütig und verächtlich verzoge¬
nes Gesicht veranlaßten Wohlfahrt zu der
Zwischenfrage, was sie mit dem Wort „Ab¬
steigequartier“ sagen wolle.

„Genau das, was man im allgemeinen dar¬
unter versteht“ , antwortete sie . „Er war ein
lästiger Nachbar, weil es sehr lebhaft bei ihm
zuging . Es ging bei ihm ein und aus wie in
einem Taubenschlag. Es hätte mich nicht ge¬
kümmert, aber es war mit Geräusch verbun¬
den . Mein Schlafzimmer grenzt an seine Woh¬
nung. Die Wand ist dünn. Es war mir peinlich
und lästig, an seinen Gelagen akustisch teilzu¬
nehmen.“

„Sie hielten also nicht viel von ihm? “ fragte
Wohlfahrt

„Er war in geradezu alberner Weise an¬
maßend und von sich eingenommen, ein Trin¬
ker und Verschwender. Die Frau , die ihm die
Wohnung säuberte, sagte mir einmal, daß sie
von den Resten seiner Gastereien ganz gut
leben könnte, sofern nicht allzu lange Pausen
zwischen seinen Berliner Besuchen lägen. Nur
wäre es ihr lieber, wenn er sich auf bürgerliche
Kost umstellte. Das ewige Hummerzeug könn .
te sie nicht vertragen .“

Ueber die Ereignissedes 30. Dezemberkonnte
Fräulein Schlüter nur das sagen , was man
schon von Lönne gehört hatte . Sie war im

Theater gewesen und kam etwa um elf oder
kurz danach in ihre Wohnung zurück . Daß
Hartung wieder da war , wußte sie nicht Sie
hörte auch nichts von ihm, denn sie bereitete
sich in ihrer Kochnische noch einen kleinen
Imbiß zu. Es war ihr jedoch , als hörte sie in
seiner Wohnung sprechen.

Bald darauf vernahm sie dann einen erreg¬
ten Wortwechsel . Auf Wohlfahrts Frage er¬
klärte sie mit Bestimmtheit, daß sie nur zwei
Stin»nen vernommen hatte , und zwar männ¬
liche Stimmen. Einzelne Worte hatte sie nicht
verstanden. Sie ging einmal in ihr Schlafzim¬
mer, hörte dort den Streit noch deutlicher und
schlug die Tür ärgerlich hinter sich zu , weil
sie wieder um ihre Nachtruhe fürchtete.

Mit aller Bestimmtheit blieb sie bei ihrer
Aussage , die sie schon während des Vorver¬
fahrens gemacht hatte : Sie habe nur einen
einzigen Schuß gehört Natürlich sei es mög¬
lich, daß die beiden Schüsse so schnell hinter¬
einander abgegeben worden seien , daß der
Knall sich für sie zu einem einzigen vermischt
habe. Das könne sie nicht entscheiden, aber bei
einem späteren Versuch , den die Polizei ange¬
stellt habe, seien zwei Schüsse in Hartungs
Wohnung kurz hintereinander abgegeben wor.
den , und in diesem Falle habe sie in ihrer
Wohnung deutlich beide Schüsse unterscheiden
können. Nach ihrer Ueberzeugung sei in der
Nacht des 30. Dezember nur einmal geschossen
worden.

Kurz danach hörte sie dann einen lauten
Ausruf. Der Schreck und die Neugierdetrieben
sie in das Schlafzimmer , wo sie lauschte. Eine
Weile war es still, dann vernahm sie Schritte
und schlurfende Geräusche, vielleicht auch
leise gemurmelte Worte. Dessen war sie jedoch
nicht ganz sicher . Sie hatte dann gehört, wie
Lönne den Versuch gemacht hatte , telephonisch
einen Arzt herbeizurufen. Er hatte mehrmals
,Halloh‘ gerufen. Daß ein Unglück geschehen
war, nahm sie als sicher an. Sie wollte gerade
das Überfallkommandoanrufen , als sie neben¬
an die Wohnunestür eehen hörte. Darauf lief

sie hinaus auf den Flur und stellte sich Lönne
entgegen.

Er trug einen Mantel, aber keinen Hut Sein
Gesicht war verstört , und er prallte förmlich
zurück, als er sie sah. Der Flur lag nämlich im
Dunkeln und Lönne hatte die Nachtbeleuch¬
tung nicht eingeschaltet. Das tat sie selbst erst

Sie kannte Lönne nicht , fragte ihn, was ge¬
schehen sei , und konnte sich heute nicht mehr
erinnern , was er geantwortet hatte . Daß Har¬
tung tot oder sonst ein Unglück geschehen sei,
sagte er jedenfalls nicht. Das wäre ihr in der
Erinnerung geblieben. Sie machte einen schwa¬
chen Versuch ihn aufzuhalten, er lief jedoch
die Treppe hinunter , als in der andern Tür
noch Fräulein Weverlein erschien, die sich sehr
aufgeregt benahm, schrie und gestikulierte
Sie mochte den Schuß gleichfalls gehört ha¬
ben. Lönne flüchtete also . Nach einigen Sekun¬
den lief Fräulein Schlüter hinter ihm drein
und kam gerade zurecht, um zu sehen , wie er
von dem Hauswart Kröncke an der Tür unten
aufgehalten wurde.

Der Hauswart benachrichtigte die Polizei,
während Lönne und Fräulein Schlüter wieder
hinaufgingen. Hierbei ergab sich, daß Lönne
bis zum Eintreffen des HauptwachtmBisters
Vrgt in der Wohnung Hartungs allein geblie¬
ben war.

Lönne wurde gefragt, was er in dieser Zeit
getan habe. Er antwortete , er habe einmal in
das Wihnzimmer gesehen , um sih zu iiberzeu .
gen , ob Hartung tatsächlichtot sei . Sein Verstand
habe sich gesträubt , an die Wirklichkeitder Er¬
eignisse zu glauben.

Hartung habe noch genau so dagelegen wie
zuvor . Er, Lönne habe sich dann im Flur auf
eine Truhe gesetzt und gewartet

Bevor Fräulein Schlüters Verhör beendet
wurde, hatten Henius und der Staatsanwalt
noch einige Fragen. „Im Vorverfahren haben
Sie ausgesagt“ , begann Scheel , „daß Sie sich
mit dem Angeklagten unterhalten haben, wäh .
rend Sie mit ihm die Treppe hinaufgingen.“

Ffirtselzunu tnim
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Nordbadens CDU vor der Entscheidung
Eine wichtige Sitzung am Wochenende

Umschau in Karlsruhe
Eröffnung des Bundesgerichtshofes zum vor¬

gesehenen Termin
Karlsruhe (SWK/APD ) . Die erst voi

wenigen Wochen in Angriff genommenen Ar-
oeiten zur Wiederherstellung und Umbau¬
instandsetzung des ehemaligen Erbgroßher¬
zogliehen Palais in Karlsruhe , dem Sitz des
Bundesgerichtshofes , stehen kurz vor dem Ab¬
schluß . Gerüchte , die wegen dieser umfang¬
reichen Arbeiten von einer Verschiebung des
vorgesehenen Termins der Eröffnung des
Bundesgerichtshofes wissen wollen , entbehren
somit jeder Grundlage . Die feierliche Eröff¬
nung dieser höchsten richterlichen Instanz der
Bundesrepublik erfolgt am 8 . Oktober . Am
Morgen dieses Tages werden Bundespräsident
Heuss , Bundeskanzler Dr . Adenauer , Bundes¬
justizminister Dr . Dehler , der württemberg¬
badische Finanzminister und badische Landes¬
präsident Dr . Kaufmann , der Karlsruher
Oberbürgermeister Töppert und der neuge¬
wählte Präsident des Bundesgerichtshofes
sprechen . Am Mittag wird Bundesjustizmini¬
ster Dehler in der Karlsruher Kunsthalle
einen offiziellen Empfang geben . Am Abend
findet im Badischen Staatstheater eine Fest¬
vorstellung mit „Don Carlos “ statt . Anschlie¬
ßend veranstaltet die Stadtverwaltung im
Karlsruher Stadtgartenrestaurant einen Emp¬
fang , an dem etwa 120 Gäste teilnehmen wer¬
den .

Odenwald -Postverkehr jetzt bis Wertheim
Karlsruhe (lwb ) . Die seit kurzem zwi¬

schen Heidelberg und Buchen verkehrenden
Omnibusse der Bundespost , die „Odenwald -
Post “

, werden vom 1 . Oktober an als „Oden-
wald -Franken -Post “ bis Wertheim fahren . Die
Omnibusse verlassen Heidelberg gegen 8 Uhr
und erreichen nach fünfstündiger Fahrt
Wertheim . Die Rückfahrt von Wertheim nach
Heidelberg erfolgt gegen 15 Uhr .

Eichenbestand in Stutensee keine Gefahi
Sch . Karlsruhe . Vielfach wird unter der

Bevölkerung der unteren , Hardt , besonders
der Obstbaumbesitzer , die Meinung vertreten ,
daß die mehrere hundert Jahre alten Eichen
im Schloßpark zu Stutensee bei Blankenloch ,
die unter Naturschutz stehen , eine besondere
Gefahr für den Obstbaumbestand der Umge-
oung bilden , da sie eine Brutstätte von Obst -
oaumschädlingen seien . Es wurde aus diesen
Kreisen schon verschiedentlich die Entfernung
der alten Eichen gefordert . Wenngleich auch
der Eichenbestand Stutensee als Insektenherd
inzusprechen ist , konnte jedoch durch gründ¬
liche Untersuchungen in den Jahren 1848 und
1949 einwandfrei festgestellt werden , daß dort
seine Obstbaumschädlinge vorhanden sind .
Alle diesbezüglichen Befürchtungen der Hardt -
oewohner entbehren daher jeglicher Grund¬
lage.

Das Bürgerbewußtsein stärken
Karlsruhe . Am Freitag , 6 . Okt . , abends

20 Uhr veranstaltet die „Gesellschaft zur
Wahrung der Grundrechte “ ihre erste öffent¬
liche Versammlung im Stadtgartenrestaurant .
Dabei wird vor allem über die deutsche Bür¬
gerrechtstagung in Frankfurt berichtet . Zur
Diskussion sind folgende Fragen vorgesehen :
Die gleichgültige oder die verantwortungs¬
bewußte Frau ; Gemeinschaftskunde in der
Schule ; der gegängelte oder der freie Staats¬
bürger . Die Gesellschaft für Grundrechte will
in Zusammenarbeit mit den Selbstverwal¬
tungskörperschaften das Bewußtsein zu stär¬
ken . Zu der Versammlung sind auch Gäste
willkommen . Eintritt frei .

2£us bcr baöifcfjen ijeimaf
Churchill nach Mannheim eingeladen

Mannheim ( lwb ) . Winston Churchill hat
auf eine Einladung des Kreisverbandes Maran -
leim der Europa -Union , in Mannheim zu
sprechen , in einem Brief geantwortet , daß
sr sich über diese Einladung sehr gefreut
labe . Augenblicklich habe er allerdings nicht
an Sinn , Deutschland zu besuchen . Er werde
iiese Einladung aber nicht vergessen .

Der 100 000. Spielbank -Besucher
Baden - Baden (SWK ) . Nach jahrelanger

Zwangspause eröffnete die älteste deutsche
Spielbank im Weltbad an der Oos am 1 . April
1950 ihre in altem Glanz wiedererstandenen
Spielsäle . Nach knapp sechs Monaten passierte
jetzt bereits der 100 000 . Besucher die Recep-
tion .

Karlsruhe (UP ) . Die Haltung der nord¬
badischen CDU zur Südweststaatfrage soll ,
wie bereits kurz mitgeteüt , am Samstag in
einer Sitzung in Karlsruhe geklärt und fest¬
gelegt werden , gab der CDU-Landesvorsdt -
zende von Nordbaden , Bürgermeister Heurich ,
bekannt . Heurich dementierte in diesem Zu¬
sammenhang sämtliche Pressemeldungen , die
von Verhandlungen der nordbadischen CDU
mit dem südbadischen Staatspräsidenten Woh¬
ieb über eine gemeinsame Regierungsbildung
wissen wollten . Diese Frage habe überhaupt
nicht zur Debatte gestanden . Sie werde erst
in der Wochenendtagung in Karlsruhe gelöst
werden . Sollte sich jedoch der Landesvorstand
der nordbadischen CDU für ein Zusammen¬
gehen mit Wohieb entscheiden , so würde nach
Auffassung gut unterrichteter Kreise eine
starke Krise im württemberg -badischen Land¬
tag einsetzen , wodurch die innerpolitischen
Schwierigkeiten in Württemberg - Baden noch
vergrößert würden . Es bestehe durchaus che
Möglichkeit , daß ein sehr großer Teil der
nordbadischen CDU - Landtagsabgeordneten
nicht mehr an den Landtagssitzungen teilneh¬
men wolle , um die Wiederherstellung des al¬
ten Landes Baden durchzusetzen .

„Deutsche Jugend als Schlachtvieh“
Kongreß christlich -demokratischer Parteien

Konstanz (UP ) . Auf dem in Konstanz
stattfindenden Kongreß der christlich -demo¬
kratischen Parteien Europas sprach General¬
sekretär Lewandowski (Paris ) . Der Redner
sagte , die beiden Weltkriege seien für Europa
Bürgerkriege , die die innere Kraft der Staa¬
ten schwächten und sie für äußere Gefahren
anfällig machten . Während Westeuropa sich
im Parteienstreit zerfleische und einer immer
größeren Resignation sich hingebe , schreite
die östliche Macht systematisch zu neuen Er¬
oberungen . Die russische Außenpolitik würde
auch in einem nicht kommunistisch regierten
Moskau stets das gleiche Ziel , die Beherr¬
schung Europas , verfolgen . Franklin D . Roose -
velt habe dies elementare Prinzip der euro¬
päischen Geschichte in Teheran und Jalta
vollständig verkannt und Rußland damit das
Vordringen bis in die Mitte Europas er¬
möglicht . Zur Frage der Verteidigung Europas
meinte Dr . Lewandowski , die bloße Eingliede¬
rung deutscher Kontingente in einen rein
militärischen Organismus werde die deutsche
Jugend niemals befriedigen , „sondern ihr die
Rolle von Schlachtvieh zuweisen “ . Die Lösung
liege in einer allgemeinen politischen Orga¬
nisation . Die Verteidigung Europas brauche
als Grundlage die wirtschaftliche und soziale
Sicherheit der Völker des Kontinents , damit
nicht wieder ein müder Pazifismus den an¬
greifenden Armeen den Weg bereite wie 1940 .
Europa habe nur noch die Wahl , ein riesiges
KZ zu werden oder die europäische Union zu
bilden . Als erste Etappe dazu könne der Schu -
manplan gelten , doch müsse dieser Plan durch
politische Abkommen ergänzt werden .

Kreuz und quer durch Baden
Die fränkische gemeinnützige Wohnungs¬

bau -Gesellschaft mbH . in Tauberbischofsheün
hat seit ihrer Gründung 208 Wohnungen ge¬
baut .

In Bretten findet am 21 . Oktober der Kon¬
greß der nordbadischen Tierärzte statt , zu
dem etwa 100 Teilnehmer erwartet werden .

In den letzten Monaten wurde mit Hoch¬
druck an der Verbreiterung der Schwarzwald -
Hochstraße gearbeitet . Die Strecke von Ruhe¬
stein bis zum Kniebis wurde ausgebaut . Da¬
mit ist in der Hauptsache die Verbreiterung
zwischen Freudenstadt und Baden -Baden ab¬
geschlossen .

Im Stadtkern von Pforzheim sind durch den
sozialen Wohnungsbau neuerdings 232 Woh¬
nungen erstellt worden . Auf dem Bucken -
berg entstehen 12 neue Wohnungen und die
Pforzheimer Treuhandgesellschaft hat ihren
Block mit 113 Wohnungen in Angriff genom¬
men .

500 Fresken , die eine Bilderbibel der christ¬
lichen Erlösergeschichte darstellen , wurden in
Lohrbach bei der Restaurierung der evange¬
lischen Kirche freigelegt

Arbeitsgemeinschaft der Badener bleibt aktiv
Karlsruhe (lwb ) . Die Arbeitsgemein¬

schaft der Badener beabsichtigt , in der kom¬
menden Woche in Karlsruhe eine Großkund¬
gebung für die Wiederherstellung des alten
Landes Baden zu veranstalten . Auf der Kund¬
gebung werden sich Staatspräsident Leo Woh¬
ieb , der Geschäftsführer der Arbeitsgemein¬
schaft der Badener , Dr . Werber , und Senats¬
präsident Dr . Weiler mit dem Ergebnis der
Volksbefragung befassen .

Tagung der Badener
F r e i b u r g . Heute findet hier eine Ta¬

gung der Arbeitsgemeinschaften der Badener
statt , bei der Nord - und Südbaden mit einer
gleichen Zahl von stimmberechtigten Dele¬
gierten vertreten sind . Auf Grund des Über¬
gewichts der badischen Stimmen in Gesamt¬
baden sind für die zukünftige Politik wich¬
tige Entschlüsse zu fassen . Dabei wird vor
allem das Verhältnis zu den politischen Par¬
teien beider Landesteile zu klären sein . Fer ^
ner werden der badischen Regierung Vor¬
schläge zur Auswertung der Volksbefragung
gemacht werden .

2(us ben Jtadjbarlänbern
Fortschritt der inneren Schulreform

Lehrplan für die Volksschulen
und neue Stundentafeln für höhere Schulen
Stuttgart (lwb ) . Das württemberg -badi¬

sche Kultusministerium berichtet über die zu
Beginn des neuen Schuljahres erlassenen Be¬
stimmungen zur „inneren Schulreform “ . Im
Laufe dieses Schuljahres soll ein Lehrplan für
die Volksschulen und neue Stundentafeln für
die höheren Schulen erprobt sowie ein Schü-
lerbeobachtungsbogen eingeführt werden . In
den oberen Klassen der Volksschulen und in
den höheren Schulen soll die politische Bil¬
dung durch die „Gemeinschaftskunde “ als be¬
sonderes Fach gepflegt werden . In den Volks¬
schulen tritt der englische Sprachunterricht
vom 5 . Schuljahr an als Wahlfach auf . Die
Lehraufgaben des 5. und 6 . Schuljahres der
Volksschulen gelten grundsätzlich auch für die
1 . und 2 . Klasse der Mittelschule , damit be¬
gabten Volksscbülem auch nach dem 6 . Schul¬
jahr der Übergang in die Mittelschule oder in
die höhere Schule ermöglicht wird . In den hö¬
heren Schulen sind die musischen Fächer ver¬
stärkt worden . Die Gesamtzahl der Unter¬
richtsstunden wurde auf 30 bis höchstens 32
in der Woche herabgesetzt . Freiwillige Ar¬
beitsgemeinschaften in Philosophie , neueren
Sprachen , Naturwissenschaft , Kunst und
Musik geben den Schülern Gelegenheit , ihre
Kenntnisse zu erweitern .

Das Kultministerium betont , daß die Rah¬
menpläne für Volks - , Mittel - und höhere
Schulen dem Lehrer Freiheit geben für Ver¬
suche mit einem „Gesamtunterricht “

, der ver¬
wandte Fächer zusammenschließe und einem
„Epochenunterricht “

, der die Zersplitterung
der Schularbeiten verhindern solle . Der „Epo-
henunterricht “ werde zeitweilig und abwechs¬
lungsweise einzelne Fächer in den Vorder¬
grund rücken , während andere zurücktreten .
Im Auftrag des Kultministeriums ist durch
einen Arbeitsausschuß von Psychologen und
Pädagogen ein Schülerbeobachtungsbogen aus¬
gearbeitet und versuchsweise an einigen An¬
stalten des Landes eingeführt worden .

600 Mann Bereitschaftpolizei für
Württemberg -Baden?

Stuttgart (ZSH ) . Wie aus zuverlässiger
Quelle verlautet , soll in Württemberg -Baden
zunächst eine Bereitschaftspolizei in Stärke
von 600 Mann aufgestellt werden . In Nord¬
württemberg sollen 400 , in Nordbaden 200
Mann stationiert werden . Die Standorte der
württembergischen Einheiten sind voraussicht¬
lich in Backnang und Göppingen . Die Bundes¬
regierung wird über die Gliederung , Ausbil¬
dung , Uniformierung und Besoldung der Be¬
reitschaftspolizei verbindliche Richtlinien her¬
ausgeben , die voraussichtlich bereits am
Samstag in einer Konferenz der Ministerprä¬
sidenten mit Bundeskanzler Dr . Adenauer in
Bonn besprochen werden .

Industriegewerkschaft Metall kündigt
Lohnabkommen

Stuttgart (lwb ) . Die Industriegewerk¬
schaft Metall in Württemberg -.Baden hat das
Lohnabkommen mit der Metallindustrie zum
31 . Oktober gekündigt . Die ersten Verhand¬
lungen über den Abschluß eines neuen Lohn¬
abkommens werden am 10. Oktober in Lud¬
wigsburg stattfinden . Die Gewerkschaft hat
für Arbeiter eine Erhöhung des Stundenloh¬
nes um 20 Pfennig und für Angestellte eine
Erhöhung des Monatsgehalts um 40 DM ge¬
fordert .

Ersatzkundgebungea der FDJ verboten
Stuttgart (lwb ) . Nachdem die von der

FDJ für den kommenden Sonntag in Mann¬
heim und Eßlingen geplanten „Friedenstref¬
fen“ vom württemberg -badischen Innenmini¬
sterium bereits verboten worden sind , hat das
Innenministerium alle Bürgermeister des
Landes angewiesen , in ihren Gemeinden

etwaige „Ersatzkundgebungen “ für die ur¬
sprünglich in Mannheim und Eßlingen ge¬
planten Veranstaltungen zu untersagen . Für
die württembergische Landespolizei ist am
kommenden Sonntag erhöhte Alarmbereit¬
schaft angeordnet worden . Das Innenministe¬
rium von Südwürttemberg -Hohenzollern hat
das für Samstag und Sonntag vom Landes¬
komitee „Junger Friedenskämpfer “ nach
Schwenningen einberufene Treffen ebenfalls
verboten .

Attila Hörbiger verunglückt
Stuttgart (lwb ) . Auf der Autobahn bei

Denkendorf verunglückten mit einem Kraft¬
wagen der Filmschauspieler Attila Hörbiger
und der Regisseur Gustav Ucicky . Beide er¬
litten Gehirnerschütterungen , Prellungen und
Schnittwunden und mußten ins Stuttgarter
Marienhospital eingeliefert werden . Der Zu¬
stand der beiden Künstler sei nicht besorgnis¬
erregend , versichern die Ärzte . Besucher wur¬
den jedoch von den Ärzten aus Rücksicht auf
die Patienten , die an starken Kopfschmerzen
leiden , noch nicht vorgelassen . Attila Hörbi¬
ger und Gustav Ucicky hatten am Donnerstag
abend in Stuttgart der Uraufführung ihres
neuen Films „Cordula “ beigewohnt .

Neue Motorfähre für Gernsheim
Gernsheim (lh ) . Am 1 . Oktober wird in

Gernsheim eine neue Motorfähre in Betrieb
genommen . Das 36 Tonnen große Fahrzeug ,
das mit einem 100-PS -Dieselmotor ausgestat¬
tet ist , und am Bug und am Heck je eine
Schraube besitzt , faßt 450 Personen . Eigentü¬
mer der Fähre ist der hessische Staat .

BASF zahlt Jahresprämien nach
Ludwigshafen (ldn ) . Die Werksleitung

der BASF teilte mit , daß sie im Oktober ihr
Versprechen einlösen werde , die 1946 nicht
ausgezahlten Jahresprämien für Werksange¬
hörige nachzuzahlen . Die Jahresprämien sind
Zuwendungen an Werksangehörige , die die
BASF Ludwigshafen seit 1925 nach Dienst¬
jahren und Einkommen gestaffelt auszahlte .
1946 hatte das Werk keine Gelder für diesen
Zweck zur Verfügung . Die Werksdirektion
weist darauf hin , daß die Zuwendungen 100-
^rozentig 1 : 1 aus ;, . ahlt werden . Etwa 16 000
BASF -Belegschaftsmitglieder , deren Einkom¬
mensgrenze 1946 7200 RM nicht überschritten
hat , werden Beträge bis zu 200 DM bekom¬
men . Insgesamt werden über eine Million DM
verteilt .

Automobilistischer Säugling hatte noch Glück
Ludwigshafen (ld ) . Einen in Ludwigs¬

hafen bisher einmaligen Unfall hatte ein 57jäh -
riger PKW -Fahrer fabriziert . In der Ludwigs¬
hafener Viaduktauffahrt , die in etwa 8 m
Höhe 40 Bahngleise überbrückt , begegnete
ihm ein großer Lastzug . Vor Schreck über
das Ungetüm , das ihm entgegenkam , trat der
PKW -Fahrer auf die Bremse und hielt . Beim
Wiederanfahren erwischte er statt des ersten
den Rückwärtsgang und , als er das Malheur
bemerkte , statt der Bremse den Gashebel .
In voller Fahrt sauste er , einen Haken schla¬
gend , 10 m rückwärts , durchbrach das Ge¬
länder des Viadukts und stürzte auf das
Bahngelände hinab . Er landete auf dem Küh¬
ler eines dort haltenden Lastwagens der
Post . Erstaunliches Fazit : beide Wagen nur
wenig verbeult , Fahrer völlig unverletzt .
Der automobilistische Säugling besaß erst
seit 4 Tagen den Führerschein .
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